
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Markus Frohnmaier, Dietmar Friedhoff, 
Stefan Keuter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/16667 –

Verfahren der Maßnahmenbewilligung im Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Fragesteller interessieren sich für den Ablauf bzw. Prozess der Maßnah-
menbewilligung im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung.

1. Wie ist das Verfahren der Maßnahmenbewilligung für Maßnahmen der bi-
lateralen Technischen Zusammenarbeit ausgestaltet?

a) Welche Kategorien von Maßnahmen gibt es im Rahmen der bilatera-
len Technischen Zusammenarbeit?

Im Rahmen der bilateralen technischen Zusammenarbeit wird zwischen 
Regional- und Sektormaßnahmen unterschieden. Regionalmaßnahmen sind für 
die Zusammenarbeit mit Kooperationsländern und Regionalorganisationen vor-
gesehen. Sektormaßnahmen werden überregional zu sektoralen Themen konzi-
piert und arbeiten mit Akteuren zusammen, um sektorale entwicklungspoliti-
sche Ziele zu erreichen.

b) Ist die Kategorisierung der Maßnahmen abschließend?

Ja.

c) In welche einzelnen Verfahrensschritte gliedert sich die Maßnahmen-
bewilligung auf (bitte die einzelnen Verfahrensschritte erläutern)?

Die Maßnahmenbewilligung stellt einen Verfahrensschritt dar. Sie geschieht auf 
der Grundlage von Vorschlägen staatlicher Durchführungsorganisationen. Ein 
projektführendes Referat prüft dabei den Vorschlag auf die Kohärenz mit den 
entwicklungspolitischen Zielsetzungen und Leitlinien der Bundesregierung, auf 
entwicklungspolitische Förderungswürdigkeit, auf die Verfügbarkeit von Haus-
haltsmitteln und auf die Einhaltung von Beteiligungsregeln innerhalb der 
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Bundesregierung. Ergibt diese umfassende Prüfung ein positives Ergebnis, legt 
das projektführende Referat den Vorschlag der entsprechenden Hierarchie-
Ebene im BMZ zur Bewilligung und anschließend dem Titelverwalter zur Auf-
tragserteilung vor.

d) Welche Unterschiede im Verfahren der Maßnahmenbewilligung gibt 
es hinsichtlich der verschiedenen Kategorien der Maßnahmen?

Zwischen den unterschiedlichen Kategorien bestehen keine Verfahrensunter-
schiede.

e) Durch welche Verwaltungsvorschriften wird die Maßnahmenbewilli-
gung geregelt?

Die Verwaltungsvorschrift der Bundesregierung Nummer 4 vom 1. März 2007 
enthält Regelungen über Förderentscheidungen der Bundesregierung für die bi-
laterale finanzielle und technische Zusammenarbeit. Darüber hinaus sind die 
Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung und die Titelerläuterungen des Haus-
haltsgesetzes zu beachten.

f) Wie werden die angewandten Verwaltungsvorschriften bezeichnet?

Eine angewandte Verwaltungsvorschrift zum Verfahrensschritt der Maßnah-
menbewilligung im BMZ besteht nicht.

g) Durch welche konkreten Maßnahmen im Rahmen der Maßnahmenbe-
willigung wird die Wirtschaftlichkeit der zu bewilligenden Maßnah-
men überprüft?

Eine Maßnahme wird nach Feststellung der Förderungswürdigkeit beauftragt. 
Die Frage der Wirtschaftlichkeit wird dabei auf Grundlage einer geplanten 
Kostenstruktur, der erwarteten Wirkungen, der Beiträge von Kooperationspart-
nern, der Risiken für die Zielerreichung und der vorgesehenen Fördersumme 
der Bundesregierung betrachtet. Die Wirtschaftlichkeit wird darüber hinaus auf 
Seiten der Durchführungsorganisationen über die Regelungen des Vergabe-
rechts und des Preisrechts abgesichert.

2. Wie ist das Verfahren der Maßnahmenbewilligung für Maßnahmen der bi-
lateralen Finanziellen Zusammenarbeit ausgestaltet?

a) Welche Kategorien von Maßnahmen gibt es im Rahmen der bilatera-
len Finanziellen Zusammenarbeit?

Im Rahmen der bilateralen finanziellen Zusammenarbeit wird zwischen reinen 
Haushaltsmittelfinanzierungen (FZ-Zuschüsse, FZ-Darlehen und FZ-Treuhand-
beteiligungen), Entwicklungskrediten aus Haushalts- und Marktmitteln (zins-
verbilligte Darlehen und Verbundfinanzierungen) sowie reinen Marktmittelfi-
nanzierungen (Förderkredite und Förderbeteiligungen) unterschieden.

b) Ist die Kategorisierung der Maßnahmen abschließend?

Ja.
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c) In welche einzelnen Verfahrensschritte gliedert sich die Maßnahmen-
bewilligung auf (bitte die einzelnen Verfahrensschritte erläutern)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1c verwiesen.

d) Welche Unterschiede im Verfahren der Maßnahmenbewilligung gibt 
es hinsichtlich der verschiedenen Kategorien der Maßnahmen?

Bei reinen Marktmittelfinanzierungen (Förderkrediten und Förderbeteiligun-
gen) entfällt die Prüfung der Verfügbarkeit der Haushaltsmittel. Die Einhaltung 
der Beteiligungsregel innerhalb der Bundesregierung wird bei diesen Maßnah-
men vom Titelverwalter gewährleistet.

e) Durch welche Verwaltungsvorschriften wird die Maßnahmenbewilli-
gung geregelt?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1e verwiesen.

f) Wie werden die angewandten Verwaltungsvorschriften bezeichnet?

Eine angewandte Verwaltungsvorschrift zum Verfahrensschritt der Maßnah-
menbewilligung besteht nicht.

g) Durch welche konkreten Maßnahmen im Rahmen der Maßnahmenbe-
willigung wird die Wirtschaftlichkeit der zu bewilligenden Maßnah-
men überprüft?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1g verwiesen.

3. Wie ist das Verfahren der Maßnahmenbewilligung für Maßnahmen-
Sonderinitiativen aus Kapitel 23 10 des Einzelplans 23 (vgl. Bundeshaus-
halt 2018) ausgestaltet?

a) Welche Kategorien von Maßnahmen gibt es im Rahmen der Sonder-
initiativen?

Im Rahmen der Sonderinitiativen gibt es bilaterale, multilaterale, nichtstaatli-
che und Forschungsmaßnahmen.

b) Ist die Kategorisierung der Maßnahmen abschließend?

Ja.

c) In welche einzelnen Verfahrensschritte gliedert sich die Maßnahmen-
bewilligung auf (bitte die einzelnen Verfahrensschritte erläutern)?

Bezüglich der bilateralen Maßnahmen wird auf die Antworten zu den Fragen 1 
und 2 verwiesen. Bei multilateralen Maßnahmen wird der Projektantrag der be-
treffenden Organisation geprüft und die Förderentscheidung innerhalb der 
Bundesregierung abgestimmt. Auf dieser Grundlage wird eine Zuwendungsver-
einbarung mit der Organisation abgeschlossen. Bei nichtstaatlichen Maßnah-
men erfolgt die Maßnahmenbewilligung auf der Basis der jeweils geltenden 
Richtlinien. Im Falle der Förderung von Maßnahmen privater Träger handelt es 
sich um die Richtlinie für die Förderung entwicklungswichtiger Verfahren pri-
vater deutscher Träger in der Fassung vom 1. Januar 2016. Diese ist veröffent-
licht unter https://bengo.engagement-global.de/downloads.html. Im Falle der 
politischen Stiftungen liegen die Richtlinien dem Deutschen Bundestag als 
Ausschussdrucksache 19(19)285 des Ausschusses für wirtschaftliche Zusam-
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menarbeit und Entwicklung vor. Die Mittel, die an die kirchlichen Zentralstel-
len für Entwicklungshilfe gehen, werden gemäß Förderrichtlinien (siehe Anla-
ge) weitergereicht. Bei Forschungsmaßnahmen wird nach Prüfung des Projek-
tantrags des potenziellen Zuwendungsempfängers eine Förderentscheidung auf 
der Grundlage eines Fördervermerks getroffen und eine Zuwendungsvereinba-
rung mit dem Zuwendungsempfänger abgeschlossen.

d) Welche Unterschiede im Verfahren der Maßnahmenbewilligung gibt 
es hinsichtlich der verschiedenen Kategorien der Maßnahmen?

Es wird auf die Antwort zu Frage 3c verwiesen.

e) Durch welche Verwaltungsvorschriften wird die Maßnahmenbewilli-
gung geregelt?

Bezüglich der bilateralen Maßnahmen wird auf die Antworten zu den Fragen 1 
und 2 verwiesen. Bei multilateralen, nichtstaatlichen und Forschungsmaßnah-
men wird die Maßnahmenbewilligung durch die Verwaltungsvorschriften zu 
§ 23, § 44 und § 91 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) geregelt.

f) Wie werden die angewandten Verwaltungsvorschriften bezeichnet?

Es wird auf die Antwort zu Frage 3e verwiesen.

g) Durch welche konkreten Maßnahmen im Rahmen der Maßnahmenbe-
willigung wird die Wirtschaftlichkeit der zu bewilligenden Maßnah-
men überprüft?

Bezüglich der bilateralen Maßnahmen wird auf die Antworten zu den Fragen 1 
und 2 verwiesen. Bei multilateralen, nichtstaatlichen und Forschungsmaßnah-
men wird die Kostenplanung im Projektantrag durch einen Abgleich mit den 
angestrebten Ergebnissen des Projektes geprüft. Darüber hinaus wird die Ein-
haltung gesetzlicher Regelungen mit Bezug auf geplante Personal-, Honorar-, 
Reise- und Sachkosten geprüft.
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